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Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Parteien

Jahresrückblick 2023: Parteien

Für die Parteien stand das Jahr 2023 überwiegend im Zeichen der National- und
Ständeratswahlen sowie der Gesamterneuerungswahlen des Bundesrats. Dies schlägt
sich auch in der Medienpräsenz der Parteien nieder, die sich dem Spitzenwert aus dem
letzten eidgenössischen Wahljahr 2019 annäherte und im Wahlmonat Oktober
kulminierte (vgl. Abbildungen 1 und 2 der APS-Zeitungsanalyse).

Die SVP lancierte ihren Wahlkampf mit einem neuen Parteiprogramm, das sich unter
anderem gegen «Gender-Terror und Woke-Wahnsinn» wandte. Im Wahlkampf rückte
die Partei mit der Asyl- und Migrationspolitik indessen zunehmend zwei ihrer
klassischen Kernthemen ins Zentrum. Nebst ihren inhaltlichen Forderungen bescherten
der SVP auch ein Wahlkampfsong und ein aufwändiger Wahlkampfanlass viel
Aufmerksamkeit. Bei den Nationalratswahlen erzielte die Partei schliesslich das
drittbeste Resultat ihrer Geschichte, im Ständerat musste sie hingegen Verluste
hinnehmen. Bei den Bundesratswahlen sprach sich die SVP für ein Festhalten an der
bisherigen Sitzverteilung aus, erhob jedoch – letztlich ohne Erfolg – mit einem
Zweierticket Anspruch auf die Nachfolge von Bundeskanzler Walter Thurnherr.
Auch in diesem Jahr zeigte sich die SVP aktiv bei der Nutzung der Volksrechte. So
lancierte sie ihre «Nachhaltigkeitsinitiative» und brachte – unter Rückgriff auf
unübliche Methoden – das Referendum gegen das Klimagesetz zustande, an der Urne
konnte sie das Gesetz aber nicht zu Fall bringen. Verschiedentlich wurde in den Medien
diskutiert, ob sich die SVP genügend gegen Rechtsextremismus abgrenze. Anlass dazu
boten unter anderem die in zwei Kantonen eingegangenen Listenverbindungen mit
Mass-voll und Verbindungen einzelner SVP-Exponentinnen und -Exponenten zur
Jungen Tat.

Die SP konnte sowohl bei den Nationalrats- als auch bei den Ständeratswahlen zulegen.
Eine Erklärung für den Wahlerfolg sah die Presse in der Themenlage, die der SP mit
Inflation, steigenden Mieten und Krankenkassenprämien in die Hände gespielt habe. Die
Partei hatte in ihrem Wahlkampf denn auch das Thema Kaufkraft an erste Stelle gesetzt.
Im Rampenlicht stand die SP im Zusammenhang mit den Bundesratswahlen, bei denen
sie den Sitz des zurücktretenden Alain Berset zu verteidigen hatte (vgl. Abbildung 1).
Letztlich wählte die Bundesversammlung mit Beat Jans unter einigen Nebengeräuschen
einen der beiden offiziellen SP-Kandidaten.
In der direktdemokratischen Arena musste die SP eine Niederlage hinnehmen, als die
von ihr bekämpfte OECD-Mindeststeuer an der Urne deutlich angenommen wurde.
Einen Erfolg konnte sie hingegen mit dem Zustandekommen ihrer Kita-Initiative
verbuchen. Bereits vor den Wahlen hatte die SP ihr Fraktionspräsidium neu zu
besetzen. Wie schon die Bundespartei wird nun auch die Fraktion von einem
geschlechtergemischten Co-Präsidium geführt.

Für die FDP verliefen die National- und Ständeratswahlen enttäuschend. Im Wahlkampf
hatten Diskussionen dazu, ob die grossflächigen Listenverbindungen mit der SVP für die
FDP strategisch sinnvoll seien oder gemässigte Wählende abschreckten, ihre
inhaltlichen Wahlkampfthemen teilweise in den Schatten gestellt. Die Vorwürfe, die FDP
verkomme zur Juniorpartnerin der SVP, verstärkten sich noch, als sich die Freisinnigen
vor den zweiten Ständeratswahlgängen in mehreren Kantonen zugunsten der SVP-
Kandidaturen zurückzogen. Die Verluste bei den Parlamentswahlen befeuerten die
Diskussion, ob die Doppelvertretung der FDP im Bundesrat noch gerechtfertigt sei; bei
den Bundesratswahlen gerieten die beiden FDP-Sitze trotz eines Angriffs der Grünen
aber nicht ernsthaft in Gefahr.

Die Mitte konnte bei den ersten nationalen Wahlen nach der Parteifusion den
kumulierten Wählendenanteil von CVP und BDP leicht übertreffen, überholte bei den
Nationalratssitzen die FDP und baute im Ständerat ihre Position als stärkste Partei aus.
Parteipräsident Gerhard Pfister liess darauf verlauten, er sehe die Mitte, die sich im
Wahlkampf als Anti-Polarisierungspartei profiliert hatte, künftig als Anführerin eines
dritten Pols mit eigenständiger Themensetzung. Vor den Bundesratswahlen entschied
sich die Mitte trotz ihres Wahlerfolgs dagegen, auf Kosten der FDP einen zweiten
Bundesratssitz zu beanspruchen, da eine Abwahl wiederkandidierender

BERICHT
DATUM: 31.12.2023
HANS-PETER SCHAUB

01.01.65 - 01.01.24 1ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Regierungsmitglieder vermieden werden solle. Bei einem FDP-Rücktritt werde eine
Mitte-Kandidatur aber Thema werden. Mit unvorteilhaften Schlagzeilen war die Mitte im
Frühling konfrontiert, als ehemalige Mitarbeitende der Partei Vorwürfe erhoben, im
Generalsekretariat werde gemobbt. 

Die Grünen konnten im Frühling ihr 40-jähriges Jubiläum begehen, hatten 2023
ansonsten aber nicht viel zu feiern. Bei den eidgenössischen Wahlen erlitten sie in
beiden Räten deutliche Einbussen. Die Parteispitze betonte zwar, man habe das nach
der «Klimawahl» 2019 zweitbeste Resultat der Parteigeschichte erzielt. Gleichwohl kam
Parteipräsident Balthasar Glättli zum Schluss, er wolle als «Gesicht des Misserfolgs»
sein Amt 2024 abgeben. Im Wahlkampf hatte eine millionenschwere Wahlkampfspende
einer Gönnerin für einige Schlagzeilen gesorgt. Inhaltlich setzten die Grünen vor allem
auf ihre Kernthemen Klima und Ökologie sowie Gleichstellung. Passend dazu
beschlossen sie im August die Lancierung einer neuen Volksinitiative zum Ausbau der
Solarenergie.
Ungeachtet ihrer geschwächten Position im Parlament wollten die Grünen im Dezember
erstmals in den Bundesrat einziehen und griffen mit Nationalrat Gerhard Andrey die
beiden Bundesratsmitglieder der FDP, nicht aber die SP-Sitze an. Nachdem Andrey bei
seiner gemeinhin erwarteten Nichtwahl wohl nur eine Minderheit der SP-Stimmen
erhalten hatte, konnte sich Glättli aber auch für künftige Angriffe auf SP-
Bundesratssitze erwärmen. Unerfreulich war für die Grünen sodann eine Serie von
Parteiaustritten von Kantonsparlamentarierinnen und -parlamentariern.

Nach Erfolgen bei mehreren kantonalen Parlamentswahlen brachten die
Nationalratswahlen für die GLP einen herben Dämpfer. Ihre Nationalratsfraktion
schrumpfte – teilweise wegen Proporzpech – um mehr als einen Drittel, worüber der
geglückte Wiedereinzug in den Ständerat nicht hinwegtrösten konnte. Ihre zuvor
gehegten Bundesratsambitionen begruben die Grünliberalen nach dem deutlichen
Verpassen ihrer Wahlziele, mit Viktor Rossi konnten sie aber immerhin den Kampf ums
Bundeskanzleramt für sich entscheiden. Als neue Fraktionspräsidentin bestimmte die
GLP im Dezember Corina Gredig (glp, ZH). 
Nach den Wahlen gab die künftige Ausrichtung der Partei Stoff für Spekulationen:
Während Parteipräsident Jürg Grossen in Interviews gewisse Avancen nach Rechts zu
machen schien, schloss sich die einzige GLP-Ständerätin der Ratsgruppe der Grünen
an, der grösste Spender der Partei wiederum regte öffentlich eine Fusion mit der Mitte
an.

Für die kleineren Parteien hielt das Jahr 2023 Unterschiedliches bereit. Dies gilt etwa
für die EVP, die in Basel-Landschaft erstmals überhaupt den Sprung in eine
Kantonsregierung schaffte, bei den eidgenössischen Wahlen aber den Nationalratssitz
ihrer Parteipräsidentin einbüsste. Das Mouvement Citoyens Genevois wiederum verlor
seinen Regierungssitz in Genf, konnte aber den Einzug in National- und Ständerat
feiern. Nicht mehr im Bundesparlament vertreten sind die PdA und Ensemble à
Gauche.

Erstmals kamen bei den eidgenössischen Wahlen die neuen Transparenzregeln des
Bundes für die Politikfinanzierung zur Anwendung. Auswertungen der Daten in den
Medien zeigten zwar, dass solche Analysen aus verschiedenen Gründen mit
nennenswerten Unschärfen verbunden bleiben. Der Hauptbefund aber, dass FDP und
SVP mit deutlichem Abstand vor SP und Mitte sowie Grünen und GLP über die grössten
Wahlkampfbudgets verfügten, schien unbestritten. 1

Parteiensystem

Die zuständige Kommission des Nationalrats begann im April mit der Vorberatung des
im November 1988 vom Bundesrat veröffentlichten Berichtes über die Unterstützung
der politischen Parteien. Noch bevor sie diese Arbeit abgeschlossen hatte, legte sie in
Form einer parlamentarischen Initiative den Entwurf für eine Teilrevision des
Bundesbeschlusses zum Entschädigungsgesetz vor. Sie beantragte darin, den jährlichen
Grundbeitrag an die Fraktionen von 20'000 auf 50'000 Franken und den Beitrag pro
Fraktionsmitglied von 3'600 auf 7'000 Franken zu erhöhen. Die Verbesserung dieser
Ansätze hatten in einer gemeinsamen Eingabe auch die Generalsekretariate der vier
Regierungsparteien als einfach realisierbare Sofortmassnahme gewünscht. Da diese
Entschädigung nur für die Arbeit der Fraktionssekretariate verwendet werden darf – für
eine Parteienfinanzierung fehlt die Verfassungsgrundlage –, erhofft sich die
Kommission von dieser Massnahme auch positive Auswirkungen auf die Qualität der

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 06.11.1989
MATTHIAS RINDERKNECHT
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Parlamentsarbeit. Eine Minderheit der Kommission möchte den Akzent noch mehr auf
die allen Fraktionen ungeachtet ihrer Stärke ausgerichteten Grundbeiträge setzen und
schlug deshalb vor, diese auf 80'000 Fr. zu erhöhen. 2

Der Nationalrat wollte im Berichtsjahr höhere Beiträge an die Fraktionen der
Bundesversammlung zugunsten ihrer Sekretariate bewilligen als dies seine Kommission
beantragt hatte. Er stimmte einem von den Freisinnigen unterstützten Antrag Bär (gp,
BE) zu, den Grundbeitrag pro Fraktion statt auf die vorgeschlagenen 50'000 auf 80'000
Fr. aufzustocken; zudem erhöhte er den zusätzlichen Beitrag pro Fraktionsmitglied statt
auf 7'000 auf 9'000 Fr. Damit hätten sich die Fraktionsbeiträge insgesamt von knapp
einer Million auf ca. 2,7 Mio Fr. erhöht. Der Ständerat beharrte allerdings auf den
ursprünglichen Kommissionsvorschlägen. Darauf krebste der Nationalrat in bezug auf
die Höhe des Grundbeitrages pro Fraktion auf 50'000 Fr. zurück, wonach der Ständerat
die Einzelbeiträge von 9'000 Fr. pro Fraktionsmitglied guthiess. Verschiedene Anträge
Rufs (sd, BE), an die parlamentsbezogene Arbeit der Parteisekretariate der
Fraktionslosen ebenfalls Beiträge auszurichten, wurden abgelehnt. 3

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 22.06.1990
MATTHIAS RINDERKNECHT

Im Dezember gründeten im Nationalrat die drei Schweizer Demokraten, der einzige
Lega-Abgeordnete Flavio Maspoli (TI) sowie der Freisinnige Massimo Pini (TI) die
Demokratische Fraktion. Damit sind die Schweizer Demokraten neu wieder in eine
Fraktion eingebunden; Maspoli verliess die Fraktion der Freiheits-Partei. Mit Pini, der
durch seinen Fraktionswechsel aus der FDP austreten musste, ist in der neuen
Rechtsaussenfraktion auch ein EU-Beitrittsbefürworter vertreten. Pini gab für seinen
Wechsel finanzielle Probleme an. Auf Druck der Tessiner FDP hatte er in Biasca das Amt
eines Sindaco abgeben müssen. Die neue Fraktion hat Anspruch auf rund 110'000 Fr.
Bundesgelder, womit sie Pini als Sekretär einstellen konnte. 4

PARTEICHRONIK
DATUM: 13.12.1996
EVA MÜLLER

Die Spendenaffären in Deutschland und Frankreich hatten auch in der Schweiz zu
Diskussionen über die Parteienfinanzierung geführt. Obwohl in den umliegenden
Ländern üblich, können Schweizer Parteien – abgesehen von Jugendförderungsgeldern
des Bundesamtes für Kultur – nicht auf öffentliche Gelder zurückgreifen. Seit 1972
werden zwar Zuschüsse an die Fraktionen als Organe der Bundesversammlung
entrichtet, nicht aber an die Parteien selbst. Das Parlament hat im Berichtsjahr die
Fraktionsbeiträge verdoppelt. Damit soll verhindert werden, dass die Fraktionen durch
die ohnehin finanzschwachen Parteien subventioniert werden müssen. 5

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 13.01.2000
DANIEL BRÄNDLI

Das Parlament beschloss im Berichtsjahr eine Erhöhung der Beiträge an die
Bundeshausfraktionen. Diese hatten bisher 94'500 Fr. Grundbeitrag sowie 17'500 Fr.
pro Fraktionsmitglied erhalten, neu beträgt der Grundbeitrag 144'500 Fr., der Beitrag
pro Mitglied 26'800 Fr. Als Gründe für die Erhöhung wurden die steigende Komplexität
der Geschäfte und die Beschleunigung der politischen Prozesse genannt. Die
Ressourcen der Fraktionssekretariate seien angesichts dieser Entwicklungen zu
bescheiden. Alle Fraktionen ausser der SVP stimmten der Erhöhung zu. Der Nationalrat
hatte die Beiträge weniger stark erhöhen wollen als der Ständerat, am Schluss obsiegte
die Variante des Ständerates. 6

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 24.11.2009
SABINE HOHL

Kathrin Bertschy (glp, BE) forderte mittels parlamentarischer Initiative die Änderung
des Parlamentsressourcengesetzes insofern, dass Fraktionsbeiträge nur noch an jene
Fraktionen verteilt werden, deren Parteien jedes Jahr die Herkunft und den Betrag
ihrer Spenden offenlegen. Gemäss der Grünliberalen fehlt es in der Schweiz an
Transparenz in der Parteifinanzierung, was unter anderem dazu geführt habe, dass die
Schweiz mehrmals von der Antikorruptionsbehörde Greco kritisiert worden war. 
Im November 2018 prüfte die SPK-NR die parlamentarische Initiative und beantragte
mit 14 zu 8 Stimmen, dieser keine Folge zu geben; die Bürgerinnen und Bürger könnten
in naher Zukunft über die Transparenz-Initiative abstimmen und falls diese
angenommen werde, könne man die Forderung Bertschys bei der Umsetzung der
Volksinitiative wieder diskutieren, begründete die Kommission ihren Entscheid. Des
Weiteren stellte die Vermischung von Fraktionen und politischen Parteien ein Problem
für die Kommission dar, zumal einer Fraktion nicht nur Mitglieder einer Partei
angehörten, sondern sich auch Mitglieder anderer Parteien oder Parteilose

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 05.06.2019
GIADA GIANOLA
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anschliessen könnten. Zudem seien Bundesbeiträge an Fraktionen zweckgebunden und
müssten zur Deckung der Kosten der Fraktionen verwendet werden. Sie dürften somit
nicht zur Finanzierung der Aktivitäten von Parteien ausserhalb des Parlaments
eingesetzt werden. Schliesslich schaffe der Vorstoss von Kathrin Bertschy eine
Bestrafung für diejenigen Parteien, welche die Herkunft und den Betrag ihrer Spenden
nicht offenlegten: Sie würden keine Fraktionsbeiträge mehr erhalten. Anfang Juni 2019
gab der Nationalrat dem Anliegen mit 122 zu 62 Stimmen (bei 3 Enthaltung) keine
Folge. 7

Grosse Parteien

Neben den drei grossen Regierungsparteien, deren Platz im bundespolitischen
Spannungsfeld weitgehend vorgezeichnet ist, bekundet die Schweizerische Volkspartei
(SVP) noch Mühe, ihren Standort zu definieren. So gelang es der Programmkommission
nicht, neben den schon 1977 genehmigten Grundsätzen und den kurzfristigen
Aktionsprogrammen auch eine neue «Parteiphilosophie» ausarbeiten zu lassen. Die
beauftragte Arbeitsgruppe beschränkt sich deshalb einstweilen auf Einzelprobleme. Für
die Praxis legte Parteipräsident Hofmann Wert auf eine über blosse Zusammenarbeit
hinausgehende Gemeinschaft der bürgerlichen Fraktionen der Bundesversammlung. 

Im Kanton Zürich trat die SVP mit besonderer Härte gegenüber den Jugendunruhen
hervor: so verlangte sie die Bekanntgabe der Namen von wiederholt verhafteten
«Randalierern», und in der Hauptstadt forderte sie Stadtpräsident Widmer (ldu) zum
Rücktritt auf. Es konnte deshalb überraschen, dass sich die Berner Stadtpartei auf die
Gemeindewahlen hin links vom Freisinn zu profilieren versuchte.

Im Südjura gelang es, die 1978 eingetretene Spaltung zu überwinden; der militante
Antiseparatist Paul Gehler wurde durch die Wahl zum Ehrenpräsidenten des
Landesteilverbandes versöhnt. 8

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 31.12.1980
PETER GILG

Nur moderate bürgerliche Reaktionen gab es zur Aufnahme der drei PdA-Vertreter
(inkl. Linksallianz) in die SP-Fraktion und damit zum kommunistischen Zuzug zur SP. Nur
vereinzelt war von der Wiederbelebung der alten Volksfront die Rede. Die Fraktions-
Kooperation zwischen den beiden Parteien, die sich auf Bundesebene jahrzehntelang
voneinander distanziert hatten, wurde probeweise für ein Jahr beschlossen. 9

PARTEICHRONIK
DATUM: 07.12.1995
EVA MÜLLER

Auch das Fraktionspräsidium der FDP musste im Berichtsjahr neu besetzt werden. Nach
längerer Ausmarchung machte Ständerätin Christine Beerli gegen Gerold Bührer (SH)
mit einer Stimme Differenz das Rennen. Sie wurde Nachfolgerin von Pascal Couchepin
(VS) und ist erste weibliche FDP-Fraktionsvorsitzende. Die Wahl war auch insofern
spannend, als sie klar den Flügelkampf innerhalb der FDP wiedergab: Bührer gilt als
Verfechter eines harten wirtschaftsliberalen Kurses, während Beerli dem links-liberalen
Lager zugerechnet wird. Zu Vizepräsidenten der FDP-Fraktion wurden Gerold Bührer
und Adriano Cavadini (TI) ernannt. 10

PARTEICHRONIK
DATUM: 25.09.1996
EVA MÜLLER

Parteipräsident Steinegger, aber auch Bundesrat Kaspar Villiger kritisierten im
Berichtsjahr offen, dass die FDP auf dem nationalen Parkett nicht als die Kraft
erscheine, welche die Schweiz aus ihrer Mehrfachkrise führen könne. Gemäss Villiger
tritt die FDP vorwiegend als effiziente Zweckgemeinschaft zur Rettung von
Einzelinteressen auf. Steinegger rief zu mehr Einigkeit und Fraktionsdisziplin auf. 11

PARTEICHRONIK
DATUM: 18.08.1997
EVA MÜLLER

Nach neunjähriger Amtstätigkeit trat der Aargauer Nationalrat Theo Fischer als
Präsident der SVP-Bundeshausfraktion zurück, da im Dezember vergangenen Jahres
eine Amtszeitbeschränkung für das Fraktionspräsidium statuarisch festgelegt worden
war. Als Nachfolger wurde einstimmig der Berner Nationalrat Samuel Schmid gewählt. 12

PARTEICHRONIK
DATUM: 30.05.1998
URS BEER
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Nach rund siebenjähriger Tätigkeit trat der Zuger Nationalrat Peter Hess als Präsident
der CVP-Bundeshausfraktion zurück. Er begründete seinen Schritt u.a. damit, dass ein
periodischer Wechsel in wichtigen Führungspositionen notwendig sei und die
Erneuerung der Parteispitze nach der Neubesetzung des Präsidentenamtes (Durrer) und
der Wahl des Generalsekretärs (Gernet) von 1997 abgeschlossen werden müsse. Auf
Vorschlag der «Groupe Latin» wurde der Genfer Nationalrat Jean-Philippe Maitre mit
23 zu 19 Stimmen vor dem Freiburger Joseph Deiss zum neuen Fraktionschef gewählt. 13

PARTEICHRONIK
DATUM: 12.09.1998
URS BEER

Bereits Ende August hatte Ursula Hafner (SH) ihr Amt als Fraktionspräsidentin auf die
neue Legislatur hin zur Verfügung gestellt. Als Nachfolger wurde Ende November der
Tessiner Nationalrat Franco Cavalli gewählt, der als entschiedener EU-Befürworter aus
der lateinischen Schweiz grosse Unterstützung erhielt. Bei der parteiinternen
Ausmarchung konnte er sich gegen den von Parteipräsidentin Koch unterstützten
Nationalrat Strahm (BE) durchsetzen. 14

PARTEICHRONIK
DATUM: 30.11.1999
DANIEL BRÄNDLI

Im Frühling trat der Tessiner Nationalrat und Kardiologe Franco Cavalli aus beruflichen
Gründen nach zweieinhalb Jahren als Fraktionschef zurück. Zu seiner Nachfolgerin
wählte die Fraktion die St. Gallerin Hildegard Fässler. Fässler ist seit 1997 Nationalrätin
und seit 1999 Fraktions-Vizepräsidentin. 15

PARTEICHRONIK
DATUM: 25.05.2002
MAGDALENA BERNATH

Anfang September gab der Genfer Nationalrat Jean-Philippe Maître seinen Rücktritt als
Fraktionschef auf Ende Herbstsession bekannt. Er hatte die Fraktion vier Jahre lang
geleitet. Zu seinem Nachfolger wählten die Christlichdemokraten mit dem Walliser
Jean-Michel Cina ihr jüngstes Fraktionsmitglied. Der 39-jährige Cina ist seit 1999
Nationalrat und war 2001 als Kandidat für die Nachfolge des zurücktretenden
Parteipräsidenten Adalbert Durrer im Gespräch, verzichtete aber auf eine Kandidatur. 16

PARTEICHRONIK
DATUM: 25.09.2002
MAGDALENA BERNATH

Im September erklärte die Berner Ständerätin Christine Beerli ihren Rücktritt als
Fraktionschefin auf Beginn der Wintersession und als eidgenössische Parlamentarierin
auf Ende Legislatur. Beerli, die von der Presse als potentielle Nachfolgerin von
Bundesrat Kaspar Villiger gehandelt wird, begründete den Zeitpunkt ihrer Amtsaufgabe
damit, dass sie der nachfolgenden Person genügend Raum lassen wolle, um die Wahlen
2003 vorzubereiten. Zum Nachfolger bestimmte die Fraktion mit dem Tessiner
Nationalrat Fulvio Pelli und bisherigen Fraktions-Vizepräsidenten turnusgemäss einen
Vertreter der lateinischen Schweiz. Pelli wurde 1995 in den Nationalrat gewählt und ist
Mitglied des Büros sowie Vizepräsident der WAK. 17

PARTEICHRONIK
DATUM: 16.11.2002
MAGDALENA BERNATH

Im Mai bestimmte die CVP mit dem Freiburger Ständerat Urs Schwaller erstmals einen
Vertreter der kleinen Kammer zum neuen Fraktionschef. Der langjährige ehemalige
kantonale Finanzdirektor, der dem Parlament erst seit 15 Monaten angehört, löste den
im März in die Walliser Regierung gewählten Jean-Michel Cina ab. Zur neuen
Vizepräsidentin wurde neben den Bisherigen Ständerat Franz Wicki (LU) und
Nationalrätin Chiara Simoneschi (TI) die Thurgauer Nationalrätin Brigitte Häberli
gewählt. 18

PARTEICHRONIK
DATUM: 21.05.2005
MAGDALENA BERNATH

Der Aargauer SVP-Nationalrat Ulrich Siegrist, der seit Jahren die politische Entwicklung
der SVP mit scharfer Kritik begleitet hat, trat im Mai schliesslich aus der Fraktion aus. Er
begründete diesen Schritt damit, dass die Partei ihre Werte verloren habe und zu einer
populistischen Bewegung verkommen sei. 19

PARTEICHRONIK
DATUM: 12.05.2006
STEPHAN SCHOENHOLTZ

Anfang Dezember kam es in der SVP zu einem innerparteilichen Konflikt, als die
Fraktion den links von der Parteilinie politisierenden Bündner Nationalratsmitgliedern
Gadient und Hassler deren Sitze in wichtigen Kommissionen entzog. Die Bündner
Kantonalpartei protestierte gegen dieses Vorgehen und verlangte eine Aussprache.
Hassler erhielt schliesslich einen Sitz in der Wirtschaftspolitischen Kommission. 20

PARTEICHRONIK
DATUM: 19.12.2007
SABINE HOHL
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Gabi Huber (UR) gab ihr Amt als Vizepräsidentin der FDP Schweiz ab und wurde
Präsidentin der Bundeshausfraktion von FDP und Liberalen. 21

PARTEICHRONIK
DATUM: 23.02.2008
SABINE HOHL

Aufgrund des Ausscheidens von Peter Spuhler (TG) aus dem Nationalrat und dem
Rücktritt von Natalie Rickli (ZH) als Vizepräsidentin der SVP-Fraktion waren im
Fraktionspräsidium zwei Posten vakant, die Ende Februar wieder besetzt wurden. Zu
neuen Vizepräsidenten wurden die Nationalräte Thomas Aeschi (ZG) und Felix Müri (LU)
bestimmt. Sie vervollständigten damit das im Vorjahr neu gewählte Fraktionspräsidium,
dem auch Adrian Amstutz (BE) als Präsident und die weiteren Vizepräsidenten Guy
Parmelin (VD), Alex Kuprecht (SZ) sowie die Vizepräsidentin Yvette Estermann (LU)
angehören. 22

PARTEICHRONIK
DATUM: 25.02.2013
MARC BÜHLMANN

Die Bundeshausfraktion der SVP wuchs im Berichtjahr um einen Sitz auf 63 Mitglieder
an. Nach der Wahl von Mauro Poggia (mcg, GE) in die Genfer Kantonsexekutive wurde
der nachrutschende Roger Golay (mcg, GE) in die SVP-Gruppe aufgenommen. Dies war
Poggia noch verweigert worden, weil er in wichtigen Fragen als zu links wahrgenommen
worden war. 23

PARTEICHRONIK
DATUM: 04.12.2013
MARC BÜHLMANN

Mindestens in der Presse wurde diskutiert, ob die SVP ein Altersproblem habe. Ein
Ende September erschienener Bericht behauptete, die Zürcher Kantonalpartei mache
Druck auf ältere Nationalräte, ihren Sitz vorzeitig für Thomas Matter (ZH) zu räumen, der
den zweiten Ersatzplatz auf der SVP-Liste hielt. Bereits 2012 war es diesbezüglich zu
parteiinternen Auseinandersetzungen gekommen, weil Toni Bortoluzzi seinen Sitz auch
deshalb nicht räumen wollte, weil sich sein potentieller Nachfolger Gregor Rutz gegen
die Managed Care-Vorlage eingesetzt hatte, für die Bortoluzzi weibelte. Rutz rückte
schliesslich für den geschassten Bruno Zuppiger nach. Ein zweiter Zürcher Nationalrat
im Pensionsalter – Hans Kaufmann – hegte zwar Rücktrittsgedanken, allerdings stand
Matter noch der erste Ersatzkandidat Ernst Schibli – ebenfalls bereits 61-jährig – vor
der Sonne. Schibli hatte früh angekündigt, im Falle eines Rücktrittes nicht zugunsten
von Matter verzichten zu wollen. Ende Jahr dachte ein Teil der Zürcher SVP über die
Möglichkeit einer SVP-Seniorenliste für die Wahlen 2015 nach. 24

PARTEICHRONIK
DATUM: 08.12.2013
MARC BÜHLMANN

Im Spätjahr trat eine Findungskommission unter der Leitung von Peter Bieri (ZG) in
Aktion, um einen Nachfolger für den Ende Berichtjahr zurücktretenden
Fraktionspräsident Urs Schwaller zu suchen. Schwaller hatte bereits 2012 angekündigt,
das Amt nicht mehr weiterführen zu wollen. Der ehemalige Freiburger Finanzdirektor
Schwaller, 2003 in den Ständerat gewählt, war seit Dezember 2007 Präsident der
Bundeshausfraktion. Lange wurden keine Namen von potentiellen Nachfolgern genannt.
Bekannt wurde lediglich, dass sich einige von der Presse als Kronfavoriten gehandelte
Parlamentarier selber aus dem Spiel nahmen, so etwa Gerhard Pfister (ZG), Elisabeth
Schneider-Schneiter (BL) oder Viola Amherd (VS). Es wurde zudem gemutmasst, dass
sich einige CVP-Schwergewichte – kolportiert wurden etwa auch die Namen Pirmin
Bischof (SO) oder Konrad Graber (LU) – nicht zur Verfügung stellten, weil sie sich die
Chance für mögliche Bundesratsweihen nicht verbauen lassen wollten, wurde doch
gemunkelt, dass sich die amtierende Bundesrätin Doris Leuthard nach Ende der
Legislatur eine neue Herausforderung suchen könnte. In die Offensive wagte sich Mitte
Dezember schliesslich Filippo Lombardi (TI), der sich als einziger Kandidat für ein
Hearing des KMU-Klubs, also des Wirtschaftsflügels der CVP-Fraktion, anmeldete.
Lombardi war zwar in der Vergangenheit vor allem wegen Strassenverkehrsdelikten
aufgefallen, konnte sich im Berichtsjahr als Ständeratspräsident aber rehabilitieren.
Zudem durfte er auch aufgrund seiner perfekten Dreisprachigkeit auf einigen Zuspruch
in der Fraktion hoffen. Die Fraktion wollte sich im Januar 2014 an ihrer Fraktionsklausur
entscheiden. 25

PARTEICHRONIK
DATUM: 13.12.2013
MARC BÜHLMANN
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An ihrer ersten Tagung in der 50. Legislatur Ende November 2015 bestätigte die neu
zusammengesetzte CVP-Fraktion – fünf Nationalräte und vier Ständeräte waren nach
den eidgenössischen Wahlen neu dabei – das Fraktionspräsidium der CVP. Sowohl
Filippo Lombardi (TI) als Präsident als auch Viola Amherd (VS) als Vizepräsidentin
wurden einstimmig gewählt. 
Der restliche Fraktionsvorstand wurde zu Beginn der Wintersession 2015 konstituiert.
Als Ersatz für den vor den Wahlen zurückgetretenen Peter Bieri (ZG) wurde Stefan
Engler (GR) gewählt. Die restlichen Mitglieder – Pirmin Bischof (SO), Jean-Paul
Gschwind (JU), Daniel Fässler (AI), Ruth Humbel (AG), Elisabeth Schneider-Schneiter (BL)
und Brigitte Häberli-Koller (TG) – wurden allesamt bestätigt. Von Amtes wegen gehörte
auch Parteipräsident Christoph Darbellay (VS) dem Vorstand an, obwohl er, der nicht
mehr zu den Wahlen 2015 angetreten war, gar nicht mehr im Parlament vertreten war.
In der CVP-Fraktion Unterschlupf finden auch die beiden EVP-Nationalrätinnen,
weshalb auch Marianne Streiff (evp, BE) dem Fraktionsvorstand angehörte. 26

PARTEICHRONIK
DATUM: 08.12.2015
MARC BÜHLMANN

Nach dem Rücktritt von Gabi Huber (fdp, UR) aus Bundesbern, musste die FDP ein
neues Fraktionspräsidium bestimmen. Zwei Kandidaten wollten in die Fussstapfen der
Urnerin treten: Christian Wasserfallen (fdp, BE) und Ignazio Cassis (fdp, TI), beide seit
2007 für die FDP im Nationalrat. In den Medien wurde auch eine mögliche Kandidatur
von Beat Walti (fdp, ZH) diskutiert, der seit 2014 im Nationalrat sass. Nach den für die
FDP erfolgreichen eidgenössischen Wahlen 2015 und kurz vor den anstehenden
Gesamterneuerungswahlen des Bundesrats musste der Nachfolger der in der Presse als
«eiserne Lady» bezeichneten Huber gefunden werden. Die Deutschschweizer Medien
sahen Beat Walti als Favoriten, da ein Gespann aus Christian Wasserfallen und
Parteipräsident Philipp Müller als zu rechts wahrgenommen werde und Ignazio Cassis
zwar als Vertreter der lateinischen Schweiz punkten könne, aber als zu wenig stark
gelte. Allerdings stellte sich Walti gar nicht zur Verfügung, da sich der zeitliche
Anspruch des Amtes nicht mit seinem Beruf vereinbaren lasse. Die Wahl am 20.
November fiel dann schliesslich auf Ignazio Cassis, der letztlich deutliche 38 von 54
Stimmen auf sich vereinen konnte. Die Medien waren sich einig, dass es für Cassis
schwierig werden würde, Gabi Huber vergessen zu machen, die es geschafft habe, aus
der losen FDP-Fraktion eine geschlossen auftretende liberale Kraft zu machen. 27

PARTEICHRONIK
DATUM: 31.12.2015
MARC BÜHLMANN

Die Wahl von Beat Walti (fdp, ZH) zum neuen Fraktionschef der FDP galt als Formsache,
trat der seit 2014 im Nationalrat sitzende Kantonalzürcher Parteipräsident doch ohne
Gegenkandidierende zur Wahl. Zwar wurde in den Medien zuerst vermutet, dass auch
Christian Wasserfallen (fdp, BE) die Fraktion präsidieren wollte, dieser zog sich freilich
früh mit dem Argument mangelnder Zeit zurück. Da Walti seit der Wahl des vorherigen
Fraktionschefs Ignazio Cassis in den Bundesrat die FDP-Gruppe als Vize-Präsident ad
interim geleitet und «keine Anlaufschwierigkeiten» gehabt hatte, wie Ständerat und Ex-
FDP-Präsident Philipp Müller (fdp, AG) in den Medien betonte, wurde nicht mit
Überraschungen gerechnet. In der Tat war nach der fraktionsinternen Wahl in den
Medien zu lesen, dass der Zürcher einstimmig gewählt worden sei. 28

PARTEICHRONIK
DATUM: 17.11.2017
MARC BÜHLMANN

Linke und ökologische Parteien

Im Wahljahr 95 nahm die GP eine Kurskorrektur vor und versuchte sich neu als
Reformpartei, und nicht mehr als Protestpartei, zu profilieren. Verschiedentlich
äusserte sie Interesse an einer Mitte-Links-Koalition mit der SP und weiteren
«fortschrittlichen» Kräften der Mitte, um den ökologischen Umbau der
Industriegesellschaft voranzutreiben. Mit der Aussage, diese Zusammensetzung sei
längerfristig auch auf Bundesratsebene anzustreben, äusserten die Grünen erstmals
Regierungsambitionen. 29

PARTEICHRONIK
DATUM: 11.09.1995
EVA MÜLLER

Der Zentralvorstand der PdA zeigte sich seinen Parlamentsangehörigen gegenüber
unnachgiebig und entschied im Februar, dass ein Anschluss an die SP-Fraktion nicht
akzeptiert werde. Dieser Entscheid betraf den Genfer Jean Spielmann, Mitglied der SP-
Fraktion. Parteipräsidentin Christiane Jacquet-Berger erklärte, ihre Partei wolle ihre
Eigenständigkeit bewahren und die politischen Unterschiede zur SP unterstreichen.
Spielmann wies darauf hin, dass er ohne Fraktionsanschluss keiner Kommission
angehören könne und bat den Zentralvorstand, seinen Entscheid nochmals zu
überdenken. Der zweite Abgeordnete im Parlament, Nationalrat Joseph Zisyadis (VD),

PARTEICHRONIK
DATUM: 17.02.2000
DANIEL BRÄNDLI
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hatte bereits während seines Wahlkampfes im vergangenen Herbst seinen Einsitz in der
SP-Fraktion ausgeschlossen. 30

Weil ihnen die Grünen zu weit links stehen, zogen die aus der Zürcher GP
ausgetretenen Grün-Liberalen Zürich (GLiZ) ihr Beitrittsgesuch bei der GP Schweiz
zurück und beschlossen den Alleingang. Im Nationalrat hatte sich der Grünliberale
Martin Bäumle (ZH) nach seinem Ausschluss aus der Grünen Fraktion um die Aufnahme
in die EVP-EDU-Fraktion bemüht, welche jedoch nicht zustande gekommen war – im
Gegensatz zum Zürcher Kantonsrat, wo die beiden GLiZ-Vertreter der EVP-Fraktion
genehm sind. 31

PARTEICHRONIK
DATUM: 24.03.2005
MAGDALENA BERNATH

Für Diskussionen sorgte der Alleingang der PdA Genf bei den Nationalratswahlen. Sie
hatte eine Listenverbindung mit der linken Gruppierung Solidarités abgelehnt. Es wurde
befürchtet, dass die Zersplitterung der linken Parteien zu Sitzverlusten führen würde.
Dies bewahrheitete sich, Vanek (sol.) wurde abgewählt. Seinen Sitz im Nationalrat verlor
zunächst auch Josef Zisyadis (VD). Die als einzige PdA-Vertreterin in den Nationalrat
wiedergewählte Marianne Huguenin (VD) verzichtete jedoch auf ihren Sitz, woraufhin
Zisyadis nachrücken konnte. Huguenin argumentierte, ihre Funktion als
Gemeindepräsidentin von Renens (VD) lasse sich nicht mit dem Nationalratsmandat
vereinbaren. Es wurde jedoch in der Presse kritisch kommentiert, dass eine gewählte
Frau einem nicht gewählten Mann ihren Sitz überlasse. Zisyadis schloss sich der
Fraktion der Grünen an. 32

PARTEICHRONIK
DATUM: 29.11.2007
SABINE HOHL

Im Februar trat Nationalrätin Therese Frösch (BE) als Präsidentin der
Bundeshausfraktion der Grünen zurück. Zu ihrer Nachfolgerin wurde Maya Graf (BL)
gewählt, die zu den amtsältesten grünen Parlamentsmitgliedern gehört. 33

PARTEICHRONIK
DATUM: 11.03.2009
SABINE HOHL

Mit ihrer Wahl zur zweiten Vizepräsidentin im Nationalrat gab Maya Graf (BL) ihr Amt als
Fraktionschefin ab. Geht alles seinen normalen Gang und wird Graf 2011 wiedergewählt,
so dürfte sie 2013 als erste grüne Parlamentarierin die formell höchste Schweizerin
werden. Nachfolgerin von Graf als Fraktionschef der Grünen wurde der Genfer
Nationalrat Antonio Hodgers. Brigit Wyss (SO) und Luc Recordon (VD) übernahmen
gemeinsam das Vizepräsidium. 34

PARTEICHRONIK
DATUM: 09.12.2010
MARC BÜHLMANN

Formsache war die Wiederwahl des Fraktionspräsidenten der GP. Der Genfer
Nationalrat Antonio Hodgers, der das Amt 2010 von Maya Graf (BL) übernommen hatte,
wurde Ende Februar im Amt bestätigt. Auch das Vizefraktionspräsidium, bestehend aus
dem Ständerat Luc Recordon (VD) und der Nationalrätin Yvonne Gilli (SG) wurde
wiedergewählt. 35

PARTEICHRONIK
DATUM: 20.02.2012
MARC BÜHLMANN

Mit der Wahl von Antonio Hodgers in den Genfer Staatsrat musste das Amt des
Bundeshausfraktionspräsidenten neu besetzt werden. Drei der 15 National- und zwei
Ständeräte kündigten eine Kandidatur für den Posten an: die 2013 amtierende
Nationalratspräsidentin Maya Graf (BL), der seit 2011 im Nationalrat sitzende Balthasar
Glättli (ZH) sowie Nationalrat Daniel Vischer (ZH), der von 1999 bis 2003 bereits die
grüne Fraktion im Zürcher Kantonsrat präsidiert hatte. Die Fraktion entschied sich Ende
November für Glättli, der sich vor allem hinsichtlich Netzpolitik, Datenschutz und
Persönlichkeitsrechten einen Namen gemacht hat. 36

PARTEICHRONIK
DATUM: 27.11.2013
MARC BÜHLMANN

Die SP im Jahr 2023: Kurzüberblick

Die SP startete mit einer Stabilisierung ihres Wählendenanteils bei den Zürcher Wahlen
ins Jahr, und in Luzern gelang ihr die Rückkehr in die Kantonsregierung. Auch wenn die
Partei bei einigen anderen kantonalen Wahlen des Jahres – unter anderem im Tessin,
wo ihr eine Parteiabspaltung zu schaffen machte – weniger gut abschnitt, ergab dies
zusammen mit zunehmend positiven nationalen Umfragewerten in den Medien das Bild
einer Partei, die sich nach einer längeren Phase von Niederlagen bei kantonalen Wahlen

PARTEICHRONIK
DATUM: 31.12.2023
HANS-PETER SCHAUB
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wieder gefangen hatte.
In der Tat vermochte die SP schliesslich sowohl bei den Nationalrats- als auch bei den
Ständeratswahlen zuzulegen. Eine Erklärung für den Wahlerfolg sah die Presse in der
Themenlage, die mit Inflation, steigenden Mieten und einem Schub bei den
Krankenkassenprämien der SP in die Hände gespielt habe: In ihrem Wahlkampf hatte
die Partei – nebst Gleichstellung und Klimaschutz – vor allem das Thema Kaufkraft
propagiert.
Im Rampenlicht stand die SP im Zusammenhang mit den Bundesratswahlen, bei denen
sie den Sitz des zurücktretenden Alain Berset zu verteidigen hatte. War zunächst noch
spekuliert worden, dass die Grünen mit bürgerlicher Unterstützung den SP-Sitz
angreifen könnten, wurde der Anspruch der SP auf zwei Bundesratssitze spätestens
nach den eidgenössischen Parlamentswahlen im Prinzip kaum mehr in Frage gestellt –
von bürgerlicher Seite jedoch unter der Bedingung, dass die SP den Angriff der Grünen
auf die FDP-Sitze nicht unterstütze. Die Mehrheit der SP-Fraktion erfüllte – nach
eigenen Angaben «contre coeur» – diese Bedingung, was wiederum die Grünen
vertäubte. Des Weiteren gab es kurz vor der Bundesratswahl aus den bürgerlichen
Parteien Drohungen, eine SP-Vertretung ausserhalb des offiziellen SP-Tickets zu
wählen. Auf dieses hatte die SP-Fraktion den Basler Regierungsrat Beat Jans und den
Bündner Nationalrat Jon Pult gesetzt. Vier weitere Kandidierende – darunter wie schon
im Vorjahr auch die Berner Regierungsrätin Evi Allemann und der Zürcher Ständerat
Daniel Jositsch – blieben auf der Strecke. Die Bundesversammlung entschied sich
letztlich deutlich für Beat Jans, der sich in den Anhörungen bei den anderen Fraktionen
gemäss Medienberichten konzilianter gegeben hatte als Jon Pult. Dieser erhielt in allen
drei Wahlgängen gar weniger Stimmen als Daniel Jositsch. Bei der
Departementsverteilung blieben das EDI und das EJPD in SP-Hand, wobei
überraschend die bisherige EJPD-Vorsteherin Elisabeth Baume-Schneider ins EDI
wechselte und der Neugewählte Beat Jans somit das EJPD übernahm.
In der direktdemokratischen Arena musste die SP eine Niederlage hinnehmen, als die
von ihr bekämpfte OECD-Mindeststeuer an der Urne deutlich angenommen wurde. Die
Nein-Parole dazu hatten die Parteidelegierten entgegen der Empfehlung der
Parteileitung gefasst, welche Stimmfreigabe beantragt hatte. Einen Erfolg konnte die SP
verbuchen, indem sie im Sommer ihre Kita-Initiative zustande brachte.
Bereits vor den Wahlen hatte die SP ihr Fraktionspräsidium im Bundeshaus neu zu
besetzen. Die Doppelkandidatur von Samira Marti und Samuel Bendahan für die
Nachfolge von Roger Nordmann blieb ohne Konkurrenz, womit die Fraktion nun wie
schon die Bundespartei von einem geschlechtergemischten Co-Präsidium geführt wird.

Liberale Parteien

Während der Frühjahressession bot die LP SVP-Parlamentariern, die sich mit der Politik
ihrer Mutterpartei nicht mehr identifizieren können, eine Zusammenarbeit an. Die
Partei erwog gar die Bildung einer gemeinsamen Fraktion aus LP und oppositionellen
SVP-Mitgliedern. Diese Pläne verliefen allerdings bis zum Jahresende im Sand. 37

PARTEICHRONIK
DATUM: 02.05.2000
DANIEL BRÄNDLI

Martine Brunschwig Graf (GE) wurde neue Vizepräsidentin der Fraktion von
Freisinnigen und Liberalen im Bundesparlament. 38

PARTEICHRONIK
DATUM: 23.02.2008
SABINE HOHL

Konservative und Rechte Parteien

Nachdem die SD auf kantonaler Ebene 1995 einen Sitz zulegen konnte, verlor sie bei
den eidgenössischen Wahlen zwei ihrer bisher fünf Nationalratsmandate. Bei der
Ausmarchung um die Fraktionszusammenschlüsse verlor die Partei zudem ihren
bisherigen Fraktionspartner Lega an die Freiheits-Partei. Eine Fraktionsgemeinschaft
mit den Schweizer Demokraten lehnte die FPS ab. Mit nur drei Nationalräten ist die SD
somit neu fraktionslos.

WAHLEN
DATUM: 22.10.1995
EVA MÜLLER
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Nach sieben Jahren als FPS-Fraktionspräsident trat Walter Steinemann (SG) aus
gesundheitlichen Gründen und wegen der starken beruflichen Belastung von seinem
Amt zurück. Seine Nachfolge trat René Moser (AG) an. 39

PARTEICHRONIK
DATUM: 11.06.1998
URS BEER

Der Berner SD-Kantonalvorstand beschloss, den seit 1983 im Nationalrat sitzenden
Markus Ruf für die nächsten Wahlen nicht mehr zu nominieren. Die Parteiführung warf
im vor, in den letzten zwei Legislaturperioden wiederholt gegen die Parteimeinung
gestimmt und die SD-Kernthemen Ausländer- und Asylpolitik vernachlässigt zu haben.
Im Dezember teilte Ruf seinen Parteiaustritt aus politischen und persönlichen
Gründen mit und kehrte auch der SD-Bundeshausfraktion den Rücken, womit die
Schicksalsgemeinschaft von SD, Lega und dem abtrünnigen Tessiner Freisinnigen Pini
ihre Fraktionsstärke verlor.
Die SVP Bern lehnte den Wunsch Rufs ab, ihm einen Platz auf der SVP-
Nationalratswahlliste zu offerieren. 40

PARTEICHRONIK
DATUM: 20.11.1998
URS BEER

Die beiden verbleibenden EVP-Nationalräte schlossen sich einer  Fraktion mit CVP und
Grünliberalen an. 
Im Kanton Appenzell Ausserrhoden konnte die EVP im Berichtsjahr erstmals mit zwei
Abgeordneten in den Kantonsrat einziehen. Im Kanton Graubünden wurde eine neue
Sektion der EVP gegründet. 41

WAHLEN
DATUM: 15.05.2007
SABINE HOHL

Markus Wäfler (ZH) wurde im Oktober aus dem Nationalrat abgewählt und Christian
Waber (BE) blieb damit der einzige EDU-Vertreter im Parlament. Der Stimmenanteil der
EDU lag wie 2003 bei 1,3%. Waber schloss sich zunächst der SVP-Fraktion an, trat aber
wieder aus dieser aus, als die SVP ihren Oppositionskurs beschloss. Er erklärte, er
könne aufgrund des Oppositionskurses in der SVP-Fraktion seine eigene Meinung nicht
mehr vertreten. 42

WAHLEN
DATUM: 20.12.2007
SABINE HOHL

EDU-Nationalrat Christian Waber (BE) wurde Ende März zum neuen Präsidenten der
EVP/EDU-Fraktion im Bundesparlament gewählt. Gemäss einer Vereinbarung zwischen
den Fraktionspartnern löste er Heiner Studer (evp, AG) ab. 43

ANDERES
DATUM: 27.03.2008
STEPHAN SCHOENHOLTZ

Christian Waber (BE), einziger Nationalrat der EDU, politisierte 2008 fraktionslos. Er
war Ende 2007 aus der SVP-Fraktion ausgetreten und lehnte einen Beitritt zu einer
Fraktion mit der BDP ab. 44

PARTEICHRONIK
DATUM: 30.07.2008
SABINE HOHL

Im Februar wurde im Kanton Glarus Martin Landolt (bdp) als Nachfolger von Werner
Marti (sp) in den Nationalrat gewählt. Dies stellte für die BDP einen Meilenstein dar, da
sie mit der Wahl Landolts eine eigene Bundeshausfraktion bilden konnte. 45

PARTEICHRONIK
DATUM: 09.02.2009
SABINE HOHL

Der langjährige Nationalrat der EDU, Christian Waber (BE), trat auf Ende August 2009
zurück. Er kündigte an, zukünftig innerhalb der Partei Aufbauarbeit zu betreiben. Sein
Nachfolger ist Andreas Brönnimann, der zuvor im Grossen Rat des Kantons Bern sass.
Brönnimann schloss sich der SVP-Fraktion an. Waber hatte fraktionslos politisiert. 46

PARTEICHRONIK
DATUM: 08.09.2009
SABINE HOHL

Im September wählte die BDP-Fraktion, die erst mit der Wahl des Glarner Nationalrats
Martin Landolt Anfang 2009 Fraktionsstärke erreicht hatte, Hansjörg Hassler (GR) zum
neuen Fraktionspräsidenten. Er löste die nicht mehr kandidierende Brigitta Gadient
(GR) ab. 47

PARTEICHRONIK
DATUM: 21.09.2011
MARC BÜHLMANN
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Der im Kanton Genf starke MCG, der bei den nationalen Wahlen im Herbst 2011
überraschend einen Genfer Nationalratssitz gewinnen konnte, war auf nationaler Ebene
auf verlorenem Posten. Mauro Poggia konnte sich als einziger Vertreter keiner Fraktion
anschliessen und war deshalb auch in keiner Kommission vertreten. Der MCG hatte sich
– dort wesentlich stärker als die UDC (SVP) – in Genf mit der SVP überworfen, was mit
ein Grund sein dürfte, weshalb die SVP-Fraktion zwar die Lega, nicht aber den MCG in
ihre Fraktion aufnahm. Den Vorstössen, die Poggia bereits in grosser Zahl eingereicht
hatte, wurden im Parlament bisher kaum Beachtung geschenkt. 48

PARTEICHRONIK
DATUM: 07.08.2013
MARC BÜHLMANN

Der neue Nationalrat Roger Golay, Nachfolger des in die Genfer Regierung gewählten
Mauro Poggia, wurde, anders als sein Vorgänger, als Mitglied in die SVP-Fraktion
aufgenommen. Die SVP-Fraktion zählte damit neu 63 Mitglieder. Poggia wurde die
Mitgliedschaft noch verweigert, weil er in Sozial- und Sicherheitsfragen von der SVP als
zu links betrachtet worden war. Fraktionslose Ratsmitglieder haben es im Parlament
sehr schwer. Dieses Schicksal wird dem als Hardliner geltenden Golay nun nicht
zuteil. 49

ANDERES
DATUM: 04.12.2013
MARC BÜHLMANN

Die CSP Obwalden gehört nicht zur CSP, sondern politisierte bis 2002 unter dem Dach
der CVP Schweiz. Aufgrund von internen Streitigkeiten verselbständigte sich die CSP-
OW und war zwischen 2005 und 2009 assoziiertes Mitglied der CSP Schweiz. Seit 2010
ist die CSP-OW aber wieder eine eigenständige, nur auf kantonaler Ebene agierende
Partei. Allerdings wurde 2011 mit Karl Vogler ein CSP-OW-Mitglied in den Nationalrat
gewählt, das sich für den Anschluss an die CVP-Fraktion entschied. 50

PARTEICHRONIK
DATUM: 31.12.2013
MARC BÜHLMANN

Andere Parteien

Die Lega dei Ticinesi konnte bei den kantonalen Wahlen im Tessin einen Erfolg
verbuchen. Der Lega-Staatsrat Marco Borradori wurde glänzend wiedergewählt und im
Kantonsparlament gewann die Partei vier Sitze hinzu. Der Präsident der Lega, Giuliano
Bignasca, hatte sich zuvor mit einem Hilferuf an die Wählerinnen und Wähler gewandt. 
Nach den eidgenössischen Wahlen schloss sich der wiedergewählte Lega-Nationalrat
Attilio Bignasca der SVP-Fraktion an. 51

WAHLEN
DATUM: 21.10.2007
SABINE HOHL

Die vier Kantonsratsmitglieder der CSP Obwalden entschieden sich im April 2022, in
der beginnenden Legislatur als Fraktionslose zu politisieren. Einen Monat davor hatte
die CSP bei den Kantonsratswahlen vier von acht Sitzen eingebüsst und damit erstmals
überhaupt seit ihrem Ausscheiden aus der CVP-Fraktion 1982 die Schwelle von fünf
Sitzen verpasst, die es für die Bildung einer eigenen Fraktion braucht. Man habe vor
diesem Hintergrund auch einen Anschluss an die SP- oder die CVP/Mitte-Fraktion in
Erwägung gezogen, letztlich aber verworfen: Die vier Christlichsozialen fürchteten, dass
ihre eigenständige politische Ausrichtung mit einem solchen Anschluss eingeschränkt
würde. Zudem sei bei einer Einbindung in eine grössere Fraktion nicht sicher, dass bzw.
in welchen Kommissionen die CSP-Mitglieder Einsitz nehmen könnten. Als
Fraktionslosen ist ihnen dieser Zugang zu den Kommissionen und damit zu wichtigen
Informationen nun von vornherein verwehrt, ausser wenn die Ratsleitung freiwillig CSP-
Ratsmitglieder in die Kommissionen einladen würde, wenn beispielsweise spezifische
Kompetenzen gefragt sein sollten. In der Obwaldner Zeitung liess sich die Partei
dahingehend zitieren, dass sie nun im Interesse der Sachpolitik eine «partielle
Zusammenarbeit auf inhaltlicher Ebene mit der CVP/Mitte-Fraktion» suchen und bei
den Wahlen 2026 wieder Fraktionsstärke erlangen wolle.
Anders als etwa die CSP Oberwallis oder die CSP St. Gallen gehört die CSP Obwalden
seit 2002 weder der Mitte noch einer anderen nationalen Partei an, sondern ist
selbstständig. In der Obwaldner Politik ist sie indessen eine durchaus nennenswerte
Kraft, besetzt sie doch seit 1960 stets mindestens einen Sitz in der Kantonsregierung
und hielt von 2011 bis 2019 mit Karl Vogler auch einen der beiden Obwaldner Sitze im
eidgenössischen Parlament. 52

PARTEICHRONIK
DATUM: 13.04.2022
HANS-PETER SCHAUB

1) APS-Zeitungsanalyse 2023 – Parteien
2) NZZ, 14.4., 8.9. und 7.11.89. Vgl. auch Presse vom 5.7.89 (Regierungsparteien).
3) AB NR, 1990, S. 1120 ff.; AB NR, 1990, S. 1317; AB NR, 1990, S. 161 ff.; AB SR, 1990, S. 342 f.; AB SR, 1990, S. 540 f.; AB SR,
1990, S. 543; Bund und TA, 9.2.90
4) Presse vom 10.12. und 13.12.96
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5) NZZ, 11.1. und 17.1.00, Bund, 13.1.00. 
6) AB NR, 2009, S. 1639 ff., 1960 f. und 2355; AB SR, 2009, S. 1017 ff. und 1313.; TA, 24.11.09. 
7) AB NR, 2019, S. 866 ff.; Bericht SPK-NR vom 02.11.2018
8) BaZ, 28.1.80; BZ, 28.1.80; Bund, 11.6.80; NZZ; 7.10., 27.10., 13.11.80; SGT, 11.10.80; LNN; 27.10.80; BZ, 4.11.80.; SVP (1977).
Jahresbericht.
9) NZZ und TA, 7.12.95; AT, 14.12. und 20.12.95
10) Bund, 4.9. und 17.9.96; Presse vom 25.9.96
11) NZZ, 25.3.97; TA und Bund, 18.8.97
12) Presse vom 14.3. und 30.5.98
13) Presse vom 27.6.und 12.9.98
14) TA, 4.11.99; BaZ, 1.12.99
15) Presse vom 18.4., 11.5. und 25.5.02.
16) Presse vom 7.9., 18.9. und 25.9.02.
17) Presse vom 7.9. und 16.11.02.
18) Presse vom 20.-21.5.05.
19) 24h, LT und NF vom 12.5.06.
20) Presse vom 7.12.07; Bund, 19.12.07.
21) AZ, 19.1.08; TG, 23.2.08.
22) AZ, 4.2.13; TA, 20.2.13; NZZ, 25.2.13
23) NZZ, 4.12.13.
24) So-Bli, 22.9.13; NZZ, 30.9.13; SO, 8.12.13.
25) NZZ, 15.5.13; BaZ, 27.8.13; AZ, 14.9.13; NZZ, 1.10.13; Blick, 7.10.13; TA, 16.11.13; AZ und NZZ, 12.12.13; NZZ, 13.12.13.
26) Medienmitteilung CVP vom 20.11.2015; Medienmitteilung CVP vom 8.12.2015
27) NZZ, 14.8.15; SGT, 7.9.15; SoZ, 27.9., 4.10.15; NZZ, 5.10.15; SGT, 24.10.15; TA, 11.11.15; AZ, Blick, CdT, NZZ, SGT, TA, 21.11.15
28) TA, 15.11.17; AZ, 17.11.17; BaZ, Blick, LMD, NZZ, TA, 18.11.17
29) Soz, 7.5.95, TA, 17.5.95; Ww, 29.6.95; WoZ, 30.6.95; Bund, 9.9.95; Presse vom 11.9.95
30) 24h, 17.2.00. 
31) TA, 8.6.05 (Fraktionsmitgliedschaft); 24h und LT, 2.11.05; zu den ökoliberalen Parteien allgemein siehe auch 24h, 24.3.05.
32) Alleingang der PdA Genf: TG, 31.8.07. Wahlergebnis: Presse vom 22.10.07. Verzicht von Huguenin auf ihr Mandat: TA,
2.11.07. Anschluss von Zisyadis an die Fraktion der Grünen: NZZ, 29.11.07.
33) BaZ, 7.3. und 18.3.09; NZZ, 11.3.09.
34) NZZ, 29.9.10; TG, 9.12.10.
35) NZZ, 20.2.12.
36) SO, 10.11.13; NZZ, 12.11.13; AZ, 13.11.13; Blick und NZZ, 27.11.13.
37) NZZ,. 2.5 00. 
38) TG, 23.2.08.
39) NZZ, 11.6.98
40) Bund und BZ, 4.11. und 5.11.98; TA, 5.11.98; SGT, 6.11.98; 24 Heures und NZZ, 19.12.98; BZ, 20.11.98
41) Einzug der EVP in den Kantonsrat in AR: SGT, 23.4.07. Sektionsgründung in GR: NZZ, 15.5.07.
42) BZ, 24.10.07; NZZ, 3.11.07; Bund, 20.12.07.
43) NZZ, 27.3.06.
44) SN, 30.7.08.
45) Presse vom 9.2.09. 
46) BZ, 5.6. und 8.9.09.
47) NZZ, 13.8.11; Presse vom 21.9.11.
48) TA, 7.8.12.
49) LT, 14.11.13; LT und NZZ, 4.12.13.
50) www.csp-ow.ch.
51) Presse vom 3.4.07; SGT, 4.4.07.
52) NWZ, 14.3., 14.4.22
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